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LEADOFF

Liebe Mitglieder, 
der Verteidigungsminister hat 
gewechselt. Die Transformation 
der Bundeswehr bleibt. Damit hat 
ein im besten Scharnhorstschen 
Sinne ressortübergeifend, multi-
national, bildungsgestützter Er-
neuerungsprozess, der die deut-
schen Streitkräfte für die Heraus-
forderungen des 21. Jahrhunderts 
fit machen soll, eine wichtige Na-
gelprobe bestanden. Mit diesen 
Herausforderungen befassen sich 
die Beiträge dieser Ausgabe der 
Denkwürdigkeiten. Hinzu kommt 
ein Blick über den Tellerrand – 
nach Japan. Der gemeinsame 
Nenner aller Beiträge: Kritische 
Reflexion lohnt sich.  
Mit den besten Wünschen für ein 
frohes, gesundes Weihnachtsfest 
und ein gutes Jahr 2006! 

Ralph Thiele ist Gründungsvorsit-
zender der pmg 
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THEMEN

50 Jahre Bundeswehr 
Geburtstag im Zeichen der  
Transformation 
 
1.  "An der Spitze des  

Fortschritts" 
Als am 12. November 1955 die 
ersten 101 Freiwilligen in der Er-
mekeil-Kaserne in Bonn ihre Er-
nennungsurkunde aus der Hand 
von Verteidigungsminister Theo-
dor Blank erhalten, nimmt dieser 
ganz bewusst Bezug auf Gerhard 
Johann David von Scharnhorst. 
Er legt den Gründungsakt der 
Bundeswehr auf den 200. Ge-
burtstag des großen Reformers 
und verdeutlicht damit die Ver-
bindungslinie zu den preußischen 
Reformen. Scharnhorst soll der 
Bundeswehr den Weg weisen. 
Entsprechend zitiert Verteidi-
gungsminister Blank den preußi-
schen General: "Tradition in der 
Armee hat es zu sein, an der 
Spitze des Fortschritts zu mar-
schieren." Vor dem Hintergrund 
des dunkelsten Kapitels deut-
scher Militärgeschichte beginnen 
die deutschen Streitkräfte eine 
unglaubliche Erfolgsgeschichte – 
Reintegration in die Staatenge-
meinschaft, fest verankert im 
Nordatlantischen Bündnis und in 
der Europäischen Union, verant-
wortlich engagiert in den Verein-
ten Nationen, geachtete und leis-
tungsfähige Streitkräfte in der 
Demokratie.  
 
50 Jahre später stellt sich die 
Bundeswehr als "Armee im Ein-
satz" der Herausforderung, mit 
den immer schnelleren und kom-
plexeren sicherheitspolitischen 
Entwicklungen mitzuhalten und 
angemessen zu reagieren. Der 
Schlüsselbegriff hierzu heißt 
"Transformation". Im Verständnis 
des Generalinspekteurs der Bun-
deswehr ist er "... zu einem Syn-
onym geworden für unsere Visio-
nen, wie Streitkräfte als eines der 
vielfältigen Instrumente politi-
schen Handelns zur Bewältigung 
der sicherheitspolitischen Her-
ausforderungen des 21. Jahrhun-
derts beitragen können."1 Auch er 

                                                           
1 General Wolfgang Schneiderhan, Vortrag 
während des 14. Forum Bundeswehr & Gesell-
schaft der WELT am SONNTAG am 04. No-
vember 2003 in Berlin, 
www.bmvg.de/archiv/reden/inspekteure/03110
4_schneiderhan_wams.php 
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verweist auf die preußischen Re-
former: "Die Staatsreform des 
Freiherrn von Stein, die Bildungs-
reform Humboldts und die Militär-
reform Scharnhorsts und Gneise-
naus schufen nach Jena und Au-
erstedt eine ganz ähnliche Auf-
bruchstimmung."2 
 
2.  Ein neues Sicherheitsbild 
Streitkräfte sind seit jeher ein 
Spiegelbild der Gesellschaft. Als 
Produkt ihrer Zeit entwickeln sie 
sich in Abhängigkeit von gesell-
schaftlichen Trends und verfüg-
baren Technologien. Wie Scharn-
horst und Gneisenau vor ihm, 
bemüht sich Wolf Graf von Bau-
dissin Anfang der 50er Jahre um 
ein den neuen Verhältnissen ent-
sprechendes realistisches Kriegs-
bild. In der Analyse des Zusam-
menhangs von Politik und Streit-
kräften sieht er die Gemeinsam-
keiten der Situationen in den Re-
volutions- und napoleonischen 
Kriegen einerseits und dem Ende 
des Zweiten Weltkrieges mit den 
jeweiligen neuen Dimensionen 
der Kriegführung andererseits. 
Hier das neue Kriegswesen, das 
in Jena und Auerstedt dem abso-
lutistischen Heerwesen keine 
Chance ließ und dort die Revolu-
tion in der Kriegführung durch die 
modernen Nuklear- und anderen 
Massenvernichtungswaffen. 
 
In der Analyse Baudissins liegen 
die Konsequenzen der nuklearen 
Bewaffnung der Großmächte auf 
der Hand. Kriegführen ist sinnlos, 
da der Atomkrieg auch den Sie-
ger vernichtet. Aus dem verän-
derten Kriegsbild leitet er ab, 
dass sich Streitkräfte künftig in 
erster Linie als Abschreckungsin-
strument zur Friedenssicherung 
zu verstehen haben. Sie leisten 
hierzu durch Präsenz und Krieg-
führungsfähigkeit ihren Beitrag. 
Kämpfen können um nicht kämp-
fen zu müssen, lautet die verein-
fachte Formel zu seinen Überle-
gungen.  
 
Ein halbes Jahrhundert später 
bestimmen die Vernetzungen in 
einer globalisierten Welt die Neu-
ausrichtung der deutschen Streit-
kräfte. Die Gleichung Sicherheit = 
Streitkräfte oder in ihrer Steige-
rungsform mehr Streitkräfte = 
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mehr Sicherheit gilt nicht mehr. 
Sicherheit im 21. Jahrhundert 
kann nur mehr als ein komplexer 
Prozess verstanden werden, der 
durch zahlreiche, teilweise mit-
einander verbundene Faktoren, 
beeinflusst wird. In dem neuen 
Sicherheitsbild sind Sicherheitsri-
siken nicht mehr eindeutig zuzu-
ordnen und kaum zu begrenzen – 
weder in ihrer Qualität noch hin-
sichtlich ihrer geographischen 
Lage. Die vereinfachte Formel in 
der Transformation lautet deshalb 
jetzt: Kämpfen können und – ge-
legentlich – kämpfen müssen. 
 
Neue Unsicherheiten und da-
durch unkalkulierbare Gefahren 
prägen die Welt im neuen Jahr-
hundert. Terrorismus, Ressour-
cenknappheit und Verwundbar-
keit von Finanzmärkten und kriti-
scher Infrastruktur können mit ge-
ringer Vorwarnzeit zu akuten Kri-
sen führen und die Politik – natio-
nal wie auch international – emp-
findlich treffen und aus dem Takt 
bringen. Hinzu kommt eine Viel-
zahl weiterer Problemfelder. So 
schrumpft und überaltert die Be-
völkerung in Europa. Sozial- und 
Rentensysteme werden immer 
stärker angespannt. Migrationbe-
wegungen gewinnen an Dynamik 
und Umfang. Parallelgesellschaf-
ten entstehen. 
 
Das klassische Kriegsbild erwei-
tert sich zu einem Sicherheitsbild, 
in dem das Militär eine absolut 
kleinere und zugleich dennoch 
qualitativ erweiterte Rolle im Kon-
zert der sicherheitspolitischen Ak-
teure spielt. Der Übergang vom 
Frieden zum Krieg wird fließend. 
Es gibt keine formellen Kriegser-
klärungen. Die Konflikte selbst 
sind von einer hohen Eskalati-
onsdynamik geprägt. Der Kon-
fliktaustragung folgen lange Pha-
sen der Konfliktnachsorge bzw. 
Konsolidierung, die damit zum 
Schwerpunkt des sicherheitspoli-
tischen Engagements werden. 
Die Beteiligung Dritter wie NGOs 
und anderer Ressorts erfordert 
einen hohen Koordinations- und 
Planungsaufwand. Das Zusam-
menbrechen von Recht und Ge-
setz kann militärisches Operieren 
unter Bedingungen des zivilen 
Chaos erfordern. Auseinander-
setzungen mit Kriminellen und 
Banditen sind denkbar. Flüchtlin-

ge müssen versorgt werden. Eine 
Unterstützung im Sinne von "Host 
Nation Support" gibt es in aller 
Regel nicht. Die ständig präsen-
ten Medien bestimmen durch ihre 
Berichterstattung die Wahrneh-
mung des Konflikts in der Öffent-
lichkeit und damit Bandbreite und 
Optionen praktischen und militäri-
schen Handelns.  
 
Asymmetrische Konfliktaustra-
gung wird zur Regel. Der wissen-
schaftlich-technologische Fort-
schritt und die steigende Vernet-
zung, Globalisierung und damit 
Verwundbarkeit moderner Indust-
riegesellschaften verstärken de-
ren Erfolgschancen. Die enormen 
Multiplikatoreffekte, die sich mit 
den verschiedenen Anwendun-
gen von Informationen verbinden, 
machen Staat und Gesellschaft in 
hohem Maße abhängig von der 
gesicherten Verfügbarkeit und 
Funktionsfähigkeit dieser meist 
untereinander vernetzten Poten-
ziale. Telekommunikationssyste-
me und Datenbanken müssen 
störungsfrei arbeiten, ebenso die 
Energie- und Trinkwasserversor-
gung, Verkehr, öffentliche Verwal-
tung, Industrie, Handel, Banken, 
Versicherungen, Polizei, Si-
cherheits- und Rettungsdienste 
sowie auch die politische und mi-
litärische Führung auf allen Ebe-
nen.  
 
Bereits geringste Störungen kön-
nen gravierende Auswirkungen 
haben. Genau deshalb verlagern 
Akteure, die über keine ausge-
prägten militärischen Fähigkeiten 
verfügen, Auseinandersetzungen 
zunehmend in "schwieriges" Ge-
lände wie Städte und Wälder. 
Auch der Informationsraum zählt 
hierzu. Terroristen und Terroror-
ganisationen wollen ihre individu-
ellen Ziele zudem immer häufiger 
über Großschadensereignisse 
durchsetzen. Da es nicht gelingt, 
das Problem weltweiter Prolifera-
tion in den Griff zu bekommen, 
rückt der Tag näher, an dem ter-
roristischen Gruppierungen in den 
Besitz von Atomwaffen oder an-
dere Massenvernichtungswaffen 
kommen können. 
 
Streitkräfte haben sich auf den 
anhaltenden Wandel einzustellen. 
In Zukunft wird es für diese nicht 
mehr in erster Linie darauf an-
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kommen, das Territorium vor ei-
ner Invasion zu schützen. Priorität 
hat vor allem der Schutz von Be-
völkerung und kritischer Infra-
struktur. Die hergebrachten militä-
rischen Konzepte und Fähigkei-
ten sind diesen neuen Herausfor-
derungen nicht mehr gewachsen. 
Die entstehende Wissensgesell-
schaft verändert die Streitkräfte 
und deren Einsatz.  
 
Da "asymmetrische" Bedrohun-
gen auf die Verwundbarkeiten der 
gesamten Gesellschaft zielen, 
gewinnen militärische Beiträge 
erst "im Verbund" mit anderen 
staatlichen oder internationalen 
Akteuren die erforderliche nach-
haltige Wirkung. Sie sind in das 
"Gesamtpaket" staatlicher Maß-
nahmen bzw. in internationale 
Maßnahmen zu integrieren. In ei-
nem umfassendes Verständnis 
von Sicherheit werden sie flexibel 
eingesetzt, wohl abgestimmt mit 
den anderen Instrumenten der 
Politik in einem Gesamtansatz 
multinationaler, kooperativer Si-
cherheitsvorsorge. Dies begrün-
det auch die gestiegene Bedeu-
tung von Krisenmanagement, Kri-
senprävention und – wenn erfor-
derlich – der Fähigkeit zur Ein-
dämmung und Beendigung aus-
gebrochener Konflikte.  
 
3.  Ein grundlegend neuer Kurs 
Merkmal der bisherigen Refor-
men der Bundeswehr war deren 
inhaltlich und zeitlich klar umris-
sener Endzustand. Da die her-
kömmlichen Steuerungsmecha-
nismen nicht mehr greifen, "... 
musste der Auftrag der Bundes-
wehr einer veränderten Welt an-
gepasst und die Aufgaben neu 
geordnet werden. 
...Transformation ist damit zu ei-
nem Synonym geworden für un-
sere Vorstellung davon, wie die 
Bundeswehr in einem ganzheitli-
chen sicherheitspolitischen An-
satz zur Bewältigung der sicher-
heitspolitischen Herausforderun-
gen des 21. Jahrhunderts befä-
higt werden kann."3 Die Begriffs-
wahl verdeutlicht den grundle-
gend neuen Kurs.  
 

                                                           
3 Vgl. General Wolfgang Schneiderhan in sei-
ner Rede am 8. November 2004 vor dem Welt 
am Sonntag Forum, Berlin 

Die Konzeption der Bundeswehr 
vom August definiert Transforma-
tion als "...Gestaltung eines fort-
laufenden, vorausschauenden 
Anpassungsprozesses an das 
sich verändernde sicherheitspoli-
tische Umfeld, um die Einsatzfä-
higkeit der Bundeswehr zu erhö-
hen und auf Dauer zu erhalten."4 
Trotz der gegenwärtigen einen-
genden wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen und der sich daraus 
ergebenen Sparzwänge geht es 
im Kern um bessere und einsatz-
fähigere Streitkräfte. Hierbei: 

• kommt es künftig weniger auf 
die individuellen Fähigkeiten 
von Heer, Luftwaffe und Marine 
sowie der anderen Organisati-
onsbereiche an. Der bundes-
wehrgemeinsame Ansatz stellt 
die Fähigkeiten der Bundeswehr 
als Ganzes in den Mittelpunkt. 

• sind die Streitkräftestrukturen 
konsequent auf multinationale 
Einsätze im globalen Rahmen 
auszurichten. 

• reflektiert der Umfang der Bun-
deswehr Aufgaben, Verantwor-
tung und Möglichkeiten 
Deutschlands. 

• ist die Ausrüstung nicht nur auf-
gabengerecht zu konzipieren, 
sondern auch finanzierbar. Ver-
fügbare technologische Ent-
wicklungen sind im Rahmen der 
Vernetzten Operationsführung 
umfassend zu nutzen. 

• sind Wirtschaftlichkeit und Kos-
teneffizienz als integraler Be-
standteil der Modernisierung 
von Streitkräften und Verwal-
tung zu berücksichtigen. 

Die globale Mitverantwortung 
Deutschlands für Frieden und Si-
cherheit erfordert seine Einbin-
dung in Bündnisse und Koaliti-
onsstrukturen. Die eigenen natio-
nalen Fähigkeiten müssen in en-
ger Kooperation mit den internati-
onalen Partnern und Schrittma-
chern entwickelt werden. Darauf 
aufbauend wird der deutsche Bei-
trag zur Transformation der 
NATO gestaltet. Die Ergebnisse 
fließen in Form von Standards, 
Doktrinen und Einsatzkonzepten 
in die weitere Ausprägung der 

                                                           
4 BMVg, Konzeption der Bundeswehr vom 9. 
August.2004, S. 69 

Europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungsidentität mit ein.  
 
Mit Blick auf die anspruchsvollen, 
spezifischen Herausforderungen 
der Transformation haben sich 
auf internationaler Ebene die 
USA und Kanada, Australien und 
England, Frankreich und 
Deutschland im Military Interope-
rability Council zusammenge-
schlossen. Seit kurzem ist Italien 
hinzugetreten. Diese Staaten ko-
ordinieren und dynamisieren in 
diesem Kooperationsforum die 
jeweiligen nationalen Transforma-
tionsprozesse. Die Bundeswehr 
hat erstmalig im Jahr 2001 an ei-
nem "Limited Objective Experi-
ment" des US Joint Forces Com-
mand substanziell teilgenommen. 
Seitdem beteiligt sie sich konse-
quent an multinationalen und 
NATO-CD&E-Prozessen5 und hat 
inzwischen auch einen eigenen 
nationalen Experiment-Zyklus6 
entworfen. 
 
Das frühzeitige Erkennen von In-
novationspotenzial ist für die Zu-
kunftsfähigkeit von Streitkräften 
ausschlaggebend. Concept Deve-
lopment & Experimentation dient 
dieser Zielsetzung. Es identifiziert 
als Methode im Transformations-
prozess der Bundeswehr Innova-
tionspotenzial, untersucht es auf 
Nutzen und kurz- bis mittelfristige 
Realisierungsfähigkeit und legt 
die Ergebnisse als Lösungsvor-
schlag der politisch-militärischen 
Führung zur Entscheidung vor. 
Ideen, virtuelle Realität und tat-
sächliche Einsatzbedingungen 
werden dabei eng miteinander 
verwoben, damit komplexe, lang-
wierige und kostenaufwendige 
Prozesse entscheidend verkürzt 
und preiswerter gestaltet werden 
können. Mit Hilfe von Modellbil-
dung und Simulation werden kon-
zeptionelle Überlegungen, orga-
nisatorische Vorstellungen sowie 
Innovationen im technologischen 
Bereich kritisch auf ihre Praktika-
bilität, ihre Zuverlässigkeit und ih-
re Kostenfolgen überprüft.  
 
Die Integration technischer und 
wissenschaftlicher Innovation in 

                                                           
5 Concept Development & Experimentation – 
Konzeptentwicklung und Experimentierung 
6 Der Zyklus – eine Serie von streitkräftege-
meinsamen Experimenten – firmiert unter dem 
Dachbegriff "Common Enhancement" 
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die Streitkräfte ist für die Streit-
kräfteplanung eine große Heraus-
forderung. Die vorhandenen Kon-
zepte, Strukturen, Prozesse und 
Instrumente sind anzupassen, um 
jene Fähigkeiten zu generieren, 
die für die Streitkräfte von heute 
und morgen relevant sind. Auch 
auf industrieller Seite sind Dialog 
und Kooperation geboten. Die 
wichtigsten Partner müssen im 
erforderlichen multinationalen 
Format mit Verteidigung und Wirt-
schaft, Forschung und Technolo-
gie einen Prozess gemeinschaft-
licher, dynamischer Weiterent-
wicklung und Zusammenarbeit 
beginnen und entscheidend vo-
rantreiben. Die Entscheidung der 
politischen und militärischen Füh-
rung, in der Bundeswehr Eingreif-
, Stabilisierungs- und Unterstüt-
zungskräfte aufzustellen und da-
bei der Fähigkeit zur "Vernetzten 
Operationsführung"7 insbesonde-
re bei den Eingreifkräften eine 
Schlüsselrolle einzuräumen, setzt 
die gewonnenen Erfahrungen be-
reits um.  
 
"Vernetzte Operationsführung" ist 
inzwischen Kern der Transforma-
tion der Bundeswehr und zugleich 
deren bedeutendste Initiative. 
Entwicklungen in der Information- 
und Kommunikationstechnologie 
erlauben erst in jüngster Zeit eine 
Vernetzung aller für Sicherheit re-
levanter Bereiche, darunter die 
Fusion von Daten und Wissen 
aus Aufklärungs-, Überwa-
chungs- und geheimdienstlichen 
Erkenntnissen. Mit NetOpFü wird 
das militärische Fähigkeitsprofil 
signifikant verbessert und 
zugleich der Schulterschluss, die 
Fähigkeit zur Zusammenarbeit 
mit unseren wichtigen Partnern 
bewahrt. Dabei gründet sie auf 
Auftragstaktik. 
 
Vernetzte Streitkräfte sollen pri-
mär auf das Verhalten des Wi-
dersachers einwirken. Auf der 
Grundlage von Informations- und 
Wissensüberlegenheit geht es um 
Entscheidungsüberlegenheit. Ihr 
dient der schrittweise Aufbau ei-
nes "Global Information Grid" als 
Datenautobahn und eines auf die 
verschiedensten Nutzer ausge-
richteten "Gemeinsamen Rollen-
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orientierten Einsatz-Lagebildes".8 
Wie ein Brennglas vermittelt das 
GREL konturenscharf, welche Ar-
chitekturen und Bandbreiten im 
Bereich der eingesetzten Informa-
tions- und Kommunikationstech-
nologien, welche politischen, mili-
tärischen und industriellen Initiati-
ven und Kooperationen mit Blick 
auf Fähigkeitsprofil und Interope-
rabilität zu erbringen sind. 
 
In einem sogenannten "Effects 
Based Approach", also einem wir-
kungsorientierten Ansatz, werden 
bislang unabhängig voneinander 
erbrachte Planung und Entschei-
dungsfindung kohärent, simulati-
onsgestützt zusammenfasst. Ef-
fects Based Operations beruhen 
auf Maßnahmen in den Bereichen 
Diplomatie, Information, Wirt-
schaft und Militär. Die Kernfähig-
keit wirkungsorientierter Operati-
onen ist ein übergeordneter Füh-
rungsprozess, der diejenigen Mit-
tel einsetzt, die am besten ge-
eignet sind, vorab klar definierte 
politische, militärische, wirtschaft-
liche, soziale, infrastrukturelle und 
Informationswirkungen zu erzie-
len. Derart tragen die Wirkungen 
militärischen Handelns zu den 
beabsichtigten Ergebnisse einer 
"Grand Strategy" bei. 
 
Der Transformationsweg der 
deutschen Streitkräfte führt struk-
turell über die NATO Response 
Force. Die schnelle Eingreiftruppe 
der NATO ist Kern der entstehen-
den Fähigkeit der europäischen 
Bündnisstaaten zur wirkungsori-
entierten, vernetzten Operations-
führung. Als eine Hochleistungs-
truppe mit hoher Verfügbarkeit ist 
sie zugleich ein zentraler Bau-
stein der gemeinsamen europäi-
schen Sicherheitsvorsorge. Zu-
sammen mit Frankreich und 
Großbritannien hat Deutschland 
darüber hinaus das Battlegroup-
Konzept initiiert. In dessen Rah-
men sollen in den nächsten Jah-
ren zur Verbesserung der Fähig-
keiten der Europäischen Union 
und zur raschen Krisenbewälti-
gung leistungsfähige, schnell ver-
fügbare und verlegbare Gefechts-
verbände einer Größenordnung 
von jeweils etwa 1.500 Soldaten 
aufgestellt werden. Damit ver-
schafft sich Europa ein der NATO 
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Response Force vergleichbares 
militärisches Instrument. Die Fä-
higkeiten von NATO und Europäi-
scher Union zur schnellen Krisen-
reaktion gewinnen damit insge-
samt deutlich an Gewicht und Re-
levanz. Die NATO Response 
Force und die Battlegroups sind 
Katalysatoren dieser neuen Ent-
wicklung.  
 
4.  Der Mensch in der  

Transformation 
Transformation beginnt in den 
Köpfen. Soldaten und zivile Mit-
arbeiter sind Planer, Gestalter 
und Realisatoren des Transfor-
mationsprozesses. Sie geben die 
Zielsetzungen vor und legen die 
inhaltlichen und organisatori-
schen Rahmenbedingen fest. Sie 
sind aber auch Betroffene der 
Entscheidungen und Maßnah-
men. Dies verlangt Einsicht in die 
Notwendigkeit kontinuierlicher 
Anpassung, ebenfalls die aktive 
Mitarbeit bei der Umsetzung von 
Transformationszielen. 
 
Der Mensch wird in der Trans-
formation weitaus mehr gefordert 
als bisher. Er muss das her-
kömmliche handwerkliche Portfo-
lio beherrschen, aber auch mehr 
und anderes als bisher. Drei 
Grundvoraussetzungen für ein er-
folgreiches Gestalten des Trans-
formationsprozesses sind durch 
Bildung, Ausbildung und Erzie-
hung zu vermitteln: 

1. "Transformation" erfordert von 
den Betroffenen den Willen 
zur Umgestaltung sowie die 
Bereitschaft, sich selbst anzu-
passen. Es geht um das Um-
lernen von tief verinnerlichten 
individuellen und kollektiven 
Verhaltensmustern sowie I-
dentitäten. 

2. Eine klare Orientierung ist für 
die Soldatinnen und Soldaten 
erforderlich, gerade weil 
Transformation von einem dy-
namischen Veränderungspro-
zess geprägt ist. Die Konzep-
tion der Inneren Führung lie-
fert hierbei auch in der Trans-
formation einen entscheiden-
den Rahmen, denn deren 
Kernelemente bleiben gültig.  

3. Die neuen Herausforderun-
gen, die neuen Möglichkeiten, 
weltweite Einsätze mit unter-
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schiedlichsten Partnern aus 
unterschiedlichen Kulturkrei-
sen verlangen den Mitarbei-
tern der Bundeswehr ein zu-
nehmend anspruchvolleres 
Fähigkeitsprofil ab.  

In der Transformation sind vor-
bildliche Führung der und Ver-
trauen in die Vorgesetzten ent-
scheidende Größen, die Komple-
xität der Aufgabenstellung zu 
meistern. Führung ist Grundvor-
aussetzung für Erfolg. Vertrauen 
ist Voraussetzung für erfolgreiche 
Führung, denn es ist die Basis für 
erfolgreiches Handeln, für Akzep-
tanz von Entscheidungen und für 
ein harmonisches Miteinander. 
Führungskräfte haben zu führen 
und Entscheidungen zu treffen 
und das Fähigkeitspotenzial ihrer 
Mitarbeiter zur Entfaltung zu brin-
gen. Wenn es gelingt, das Ver-
trauen der Umgebung, der Mitar-
beiter und Kameraden zu gewin-
nen und zu bewahren, werden 
auch die angestrebten Resultate 
erzielt. Vertrauen trägt wesentlich 
zu Motivation bei. Das Selbst-
wertgefühl wird gefördert und 
Raum für Initiative und Kreativität 
geschaffen.  

Der Transformationsprozess er-
fordert von der Bundeswehr künf-
tig dauerhaft große Anstrengun-
gen. Sie kann sich nicht darauf 
verlassen, dass ihr andere den 
Weg ebnen. Führen mit Aufträgen 
sowie eine vertrauensgestützte 
Führungskultur werden es ermög-
lichen, die Menschen auf dem 
Weg der Transformation mitzu-
nehmen. Beides sind Konstanten 
einer Führungsphilosophie, die 
sich als "Innere Führung" in der 
Bundeswehr voll bewährt hat. Bil-
dung, Ausbildung und Erziehung 
spielen dabei eine Schlüsselrolle, 
denn mit den Worten von General 
Wolfgang Schneiderhan: "Hier 
geht es um die geistige Ausei-
nandersetzung mit einer Zeit, mit 
den Entwicklungen in unserer 
Gesellschaft, mit den Tendenzen 
der großen Politik in dieser Welt 
und mit den ethisch-moralischen 
Fundamenten unseres Han-
delns."9 Dies war so bei Gerhard 
von Scharnhorst, bei der Grün-

                                                           
9 General Wolfgang Schneiderhan, Innere Füh-
rung – hoher Anspruch an die Praxis, in Mar-
tin Kutz (Hrsg.), Gesellschaft, Militär, Krieg 
und Frieden im Denken von Wolf Graf von 
Baudissin, Baden-Baden 2004, S. 184 

dung der Bundeswehr und gilt 
auch im Zeichen der Transforma-
tion an ihrem 50. Geburtstag. 
__________________________ 
Oberst i.G. Ralph Thiele 

Oberst i.G. Ralph Thiele, pmg-Vorstands-
vorsitzender, ist Direktor Lehre an der Füh-
rungsakademie der Bundeswehr, Hamburg 
 
Der Beitrag gibt die persönliche Auffassung 
des Verfassers wieder. 
 
 
 
 

THEMEN

Die Auseinanderset-
zung mit dem  
Islamistischen Terro-
rismus 
Deutsche Sichtweisen und ihre 
Wahrnehmung in der internati-
onalen Fachwelt 
 
Zum fünften Mal trafen sich vom 
11. bis 14. September Experten 
aus 44 Ländern am Institut für 
Terrorismusbekämpfung (ICT) 
der israelischen Elite-Universität 
Herzlia, um über Konsequenzen 
des islamistischen Terrorismus 
und mögliche Gegenmaßnahmen 
zu beraten. Otto Schily hatte 
2004 die Position der Bundesre-
gierung präsentiert. In diesem 
Jahr sprach der bisherige Ge-
heimdienstkoordinator im Bun-
deskanzleramt und neuer Präsi-
dent des Bundesnachrichten-
dienstes, Ernst Uhrlau. Seine 
Kernthesen: Al-Qaida sei in eine 
Ideologie mutiert; es entstünden 
immer neue Strukturen, die sich 
immer schwerer bekämpfen lie-
ßen; der Krieg im Irak sei maß-
geblich für diese Entwicklung 
verantwortlich, weil er zu einer 
Radikalisierung der in Europa le-
benden muslimischen Bevölke-
rung – insbesondere der Jugend 
– geführt habe.  
 
Die wohl bedrückendste Antwort 
auf Uhrlaus Thesen gab der re-
nommierte Terrorismusforscher 
Bruce Hoffman, Leiter des Wa-
shingtoner Büros des Think 
Tanks RAND Corporation: "Die 
zurückkehrenden Terroristen 
werden ein riesiges Problem in 
Westeuropa; sie sind in der Lage, 

Anhänger zu rekrutieren – und sie 
können sich hervorragend in ur-
banen Umgebungen bewegen." 
Die Wahrscheinlichkeit, dass es 
gerade in Europa vermehrt zu 
Anschlägen kommt, verstärkt sich 
Hoffman zufolge noch durch den 
Wandel des Modus Operandi: 
"Wir werden in Zukunft eher klei-
nere Anschläge erleben – gut ge-
plant und auf spezifische Ziele 
konzentriert. Sie werden nach Si-
cherheitslücken suchen und sie 
ausnutzen". Den Schlüssel zu er-
folgreichen Gegenmaßnahmen 
sieht Hoffman darin, beide Kom-
ponenten der Anti-Terror-
Kampagne – den "Abnutzungs-
krieg" gegen terroristische Struk-
turen und den "Krieg der Ideen" 
gegen die islamistische Ideologie 
und ihre Propagandisten – besser 
aufeinander abzustimmen. "Wir 
müssen Gewalt anwenden", so 
Hoffmans Kernthese, "aber wir 
müssen auch den Kreislauf der 
Rekrutierung durchbrechen".  
 
Wie schwierig es allerdings in der 
politischen Praxis ist, diese Ba-
lance zu finden, brachte Ernst 
Uhrlau in erstaunlicher Offenheit 
auf den Punkt: Da die islamisti-
schen Netzwerke extrem wand-
lungsfähig seien, würde es not-
wendig, Moscheen, Kulturzentren 
und gar bestimmte Stadtteile ver-
stärkt zu überwachen. Das aber 
scheitere an der gegenwärtigen 
politischen Kultur Deutschlands. 
Deshalb sei man darauf angewie-
sen, auf die Kooperation der Mus-
lime in Deutschland zu vertrauen. 
Einige Teilnehmer werteten diese 
Aussage als implizites Einges-
tändnis, dass die rot-grüne Bun-
desregierung nicht bereit war, 
durch Aufklärungsarbeit den für 
konsequente und effektive Be-
kämpfungsmaßnahmen notwen-
digen Bewusstseinswandel her-
beizuführen.  
 
Dieser Eindruck wurde noch ver-
stärkt durch den zweiten hochka-
rätigen Beitrag eines deutschen 
Referenten: Klaus Naumann, e-
hemaliger Vorsitzender des 
NATO Militärausschusses. In sei-
nem Vortrag zur Rolle des Militärs 
in der Terrorismusbekämpfung 
beklagte Naumann einen "gegen-
sätzlichen Informationsstand" von 
Experten auf der einen und der 
breiten Öffentlichkeit auf der an-
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deren Seite. Viele glaubten noch 
immer, dass sich das europäi-
sche Traumbild eines ewigen 
Friedens erfüllt habe. Der Kon-
sens zwischen Europa und Ame-
rika im Umgang mit Sicherheits-
bedrohungen sei deshalb hinfäl-
lig. Dem setzte Naumann einen 
Appell an eine gemeinsame, 
langfristig angelegte Strategie 
entgegen, um Anschläge zu ver-
hindern und den Staat und seine 
Bürger zu schützen. Zentrale 
Themen in Naumanns Strategie: 
Integration der Muslime im Wes-
ten, Ausforschung terroristischer 
Gruppen und Strukturen sowie 
"Insulation" – also Schutz von 
Bürgern, staatlichen Einrichtun-
gen und anderen Elementen "kri-
tischer Infrastrukturen". Naumann 
befürwortete ausdrücklich Maß-
nahmen gegen Staaten, die durch 
Weitergabe von unkonventionel-
ler Stoffen, Waffen, Technologien 
oder Geldern zur Bedrohung bei-
tragen – oder gar Terroristen Un-
terschlupf bieten. Naumann for-
derte jedoch auch, dass der Wes-
ten stärker den Ursachen der is-
lamistischen Gewalt begegnen 
müsse. Seine umfassende und 
strategische Sicht auf die Heraus-
forderung beeindruckte Teilneh-
mer wie Beobachter gleicherma-
ßen. 
 
Wie wenig gesichertes Wissen 
über Ursachen und ihre Zusam-
menhänge jedoch bisher vorliegt, 
zeigte nicht zuletzt einer der vie-
len Workshops zu einzelnen As-
pekten der Problematik. Zwar 
kristallisierte sich in der Debatte 
das bekannte Ursachenbündel 
heraus – sozioökonomische, psy-
chologische und ideologische 
Faktoren. Die zentrale Frage, wa-
rum und unter welchen Begleit-
umständen manche muslimische 
Jugendliche Erfüllung darin su-
chen, sich mit unbeteiligten Men-
schen in die Luft zu sprengen, 
und andere nicht, blieb und bleibt 
unbeantwortet. Dass mehr alles 
andere die effektive, höchst ma-
nipulative Propaganda islamisti-
scher Organisationen für die Ra-
dikalisierung muslimischer Ju-
gendlicher verantwortlich zu ma-
chen ist, war ein Leitmotiv der 
Konferenz. In den Augen der Ex-
perten sind zwei Entwicklungen 
besonders besorgniserregend: 
Die Glorifizierung von Selbst-

mordattentätern in arabischen 
Satellitenkanälen wie z.B. al-Alam 
und al-Dschasira. Sie trägt maß-
geblich zur Beeinflussung des 
Mainstreams im Islam bei. Inte-
ressierte Rekruten für den "Heili-
gen Krieg" wiederum finden im In-
ternet zahlreiche Werkzeuge, um 
sich für eigene Aktivitäten vorzu-
bereiten oder an bestehende Zel-
len Anschluss zu finden. Dr. Reu-
ven Paz, Leiter der Islamismus-
Forschung an der Universität 
Herzlia, bezeichnete das Internet 
deshalb gar als die "Offene Uni-
versität des Dschihad". 
 
Wie diesem Phänomen beizu-
kommen ist, ohne die Offenheit 
der westlichen Gesellschaften zu 
gefährden, war eines der am hei-
ßesten diskutierten Dilemmata. 
Auch Alan Dershowitz, Professor 
an der rechtswissenschaftlichen 
Fakultät der Harvard University 
und gefeierter Autor rechtsphilo-
sophischer Bestseller, konnte sie 
nur vage beantworten. Aus Har-
vard per Videokonferenz zuge-
schaltet forderte er die Legalisie-
rung präemptiver Bekämpfungs-
maßnahmen, im doppelten Sinne 
des Wortes. Der Dimension der 
neuen Gefahren wegen müssten 
einige Tabus gebrochen werden, 
z.B. bei der Überwachung Ver-
dächtiger oder anderen Eingriffen 
in Freiheitsrechte. Sie müssten 
jedoch sorgfältig und nicht in der 
Hitze des Gefechts verregelt wer-
den, denn: "Präemption ist legi-
tim. Manche Formen sind aber 
nicht legitim. Solche Entschei-
dungen dürfen nicht von Ent-
scheidungsträgern "am Boden" 
getroffen werden. Sie werden 
nämlich immer die Gefahren für 
sich überschätzen und die Gefah-
ren für andere unterschätzen". 
Dershowitz plädierte damit für 
eben die differenzierende Verre-
gelung von Ausnahmefällen, die 
in Deutschland nach langen De-
batten als Notstandsgesetzge-
bung Eingang in das Rechtssys-
tem gefunden hat. Die paranoide 
Protestwelle, die sich an ihnen 
entzündete, ist heute selbst eini-
gen der damals beteiligten unver-
ständlich, wie Otto Schily jüngst 
beim Geburtstagsempfang Ernst 
Bendas betonte. Dass die Ergän-
zung dieser Notstandsgesetze 
um den Ausnahmefall katastro-
phaler terroristischer Anschläge 

im Deutschen Bundestag am Wi-
derstand von rot-grün scheiterte, 
ist eine Nachwirkung der Angst 
der "1968er" vor staatlicher All-
macht und Willkür. Sie spiegelt 
die von Ernst Uhrlau und Klaus 
Naumann beklagte gegenwärtige 
politische Kultur Deutschlands 
wider. Jene werde sich erst dann 
ändern, wenn auch in Deutsch-
lands Straßen Blut fließen würde, 
beklagte Avi Dichter, ehemaliger 
Chef des Israelischen Inlandsge-
heimdienstes Shin Bet. Selbstkri-
tisch mit Blick auf Israel forderte 
dagegen Dr. Boaz Ganor – Leiter 
der Konferenz und Vorsitzender 
des jüngst gegründeten Terror-
Experten-Verbandes "Ictac" – die 
europäischen Teilnehmer auf, 
heute für eine evolutionäre Be-
schränkung der Freiheit einzutre-
ten um einer morgen drohenden 
revolutionären Entwicklung mit 
demokratieschädlichen Übertrei-
bungen vorzubeugen. Damit traf 
er den Nerv des Publikums, in 
dem sich viele aktive Agenten, 
Polizisten und Soldaten befan-
den, die nichts mehr fürchten als 
eine weitere Eskalation des Kon-
flikts im Herzen der demokrati-
schen Gesellschafen des Wes-
tens. Bleibt zu hoffen, dass die 
entstehende Große Koalition der 
islamistischen Herausforderung 
mit Konsequenz und Augenmaß 
entgegentritt – im Inneren wie im 
Äußeren. 
__________________________ 
Johannes Urban, Herzlia, Israel 
 
Der Beitrag gibt die persönliche Auffassung 
des Verfassers wieder. 
 
Kontakt: Johannes Urban [01635687226; 
privat@jurban.de] 
Informationen zum Autor: 
www.johannesurban.de 
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THEMEN

Notwendige  
Normalität:  
Die Wiederkehr der 
Geopolitik 
Heinz Brill, Geopolitische Analysen. 
Beiträge zur deutschen und internati-
onalen Sicherheitspolitik 1974-2004, 
Bissendorf 2005 (Biblio-Verlag), 
459 S., 34.- Euro 
 
Fast ein halbes Jahrhundert war 
der Begriff "Geopolitik" aus dem 
deutschen Wortschatz ver-
schwunden. Es gab Gründe da-
für: Verbindungen der führenden 
Geopolitiker Karl und Albrecht 
Haushofer zu Repräsentanten 
des NS-Regimes ließen es rat-
sam erscheinen, das Wort zu 
meiden und Geopolitik als pseu-
dowissenschaftliche Rechtferti-
gungsideologie für die Eroberung 
von "Lebensraum" zu verdam-
men. Dabei spielte es keine Rol-
le, dass die Gestapo Albrecht 
Haushofer als Angehörigen der 
deutschen Widerstandsbewe-
gung ermordet hatte und die Sie-
germächte erkannten, dass Karl 
Haushofers vordergründige Nähe 
zur nationalsozialistischen Politik 
im wesentlichen durch seine enge 
persönliche Bindung an Rudolf 
Hess und die gleichzeitige Ge-
fährdung der Familie durch die 
NS-Rassegesetze begründet war. 
 
Vor diesem düsteren Hintergrund 
gehört die Renaissance der Geo-
politik in Deutschland zu den be-
merkenswerten politischen Ent-
wicklungen der letzten Jahre. 
Heute erinnert vor dem Innenmi-
nisterium in Berlin ein Denkmal 
an Leben und Werk Albrecht 
Haushofers. Die dem Kanzleramt 
unterstellte Bundesakademie für 
Sicherheitspolitik behandelt in ih-
rem Ausbildungsprogramm be-
wusst geopolitische Themen. Und 
mit den Worten: "Deutschland 
wird auch am Hindukusch vertei-
digt!" knüpfte Peter Struck, der 
frühere Bundesverteidigungsmi-
nister und heutige SPD-
Fraktionsvorsitzen-de, an jene 
spezifische Tradition deutscher 
Geopolitik an, die seit der Afgha-
nistanexpedition Werner-Otto von 
Hentigs und Oskar Ritter von 
Niedermayers die zentrale Be-

deutung Afghanistans für die 
Weltpolitik stets vor Augen hatte, 
sei es als Einfallstor nach Indien 
oder als Operationsbasis des is-
lamistischen Terrorismus. 
 
Dass geopolitische Methoden und 
Fragestellungen während eines 
langen Schattendaseins in 
Deutschland nicht völlig in Ver-
gessenheit gerieten, war nicht zu-
letzt Heinz Brill zu verdanken, der 
an verantwortlicher Stelle im Amt 
für Studien und Übungen der 
Bundeswehr immer wieder auf 
geopolitische Herausforderungen 
aufmerksam machte. Eine 
Sammlung seiner Analysen und 
Studien blickt noch einmal zurück 
auf die Krisenregionen der ver-
gangenen Jahrzehnte. Im Mittel-
punkt steht die Sorge um die Mit-
te Europas angesichts des jetzt 
überwundenen, historischen Ost-
West-Gegensatzes. Gleichzeitig 
bietet Brill Ausblicke in eine un-
gewisse Zukunft, deren Konflikt-
ursachen in der gewaltbeherrsch-
ten Vergangenheit liegen: Vom 
Balkan schweift der Blick auf den 
Nahen und Mittleren Osten und 
erfasst schließlich auch die Kul-
turkampfthesen Samuel Hunting-
tons, deren Nähe zu problemati-
schen Traditionen deutscher 
Geopolitik nicht zu übersehen ist. 
Detailuntersuchungen geben 
schließlich warnende Hinweise: 
Wer vitale Versorgungslinien si-
chern möchte, muss künftig ne-
ben Erdölpipelines auch die gro-
ßen Wasserleitungen in die geo-
politische Gesamtbetrachtung 
einbeziehen – nicht nur im Nahen 
und Mittleren Osten. 
 
Geopolitik verstanden als situati-
onsbezogene und dynamische 
Betrachtung aller strategischen 
Faktoren im Raum steht im 21. 
Jahrhundert vor neuen Fragen: 
Wie können global wirkende ter-
roristische Netzwerke und orga-
nisierte Kriminalität erfasst wer-
den? Welche Szenarien und 
Prognosen ergeben sich mit Blick 
auf Klimawandel, Staatszerfall 
und Pandemien? Eine straffere 
Auswahl der veröffentlichten Ana-
lysen und eine stärkere Konzent-
ration auf zukunftsweisende Bei-
träge hätte angesichts der neuen 
Aufgaben die Attraktivität des vor-
liegenden Bandes erhöht. Den-
noch behält er seinen Wert als 

historisches Dokument und als 
Einführung in Fragestellungen 
und Methoden der geopolitischen 
Forschung, deren Bedeutung für 
eine verantwortungsbewusste Si-
cherheitspolitik heute auch in Ber-
lin nicht mehr in Frage gestellt 
wird. 
__________________________ 
Dr. Hans-Ulrich Seidt 

Dr. Hans-Ulrich Seidt, pmg-Vorstands-
mitglied, ist Botschafter an der Deutschen Bot-
schaft in Duschanbe, Tadschikistan 
 
Der Beitrag gibt die persönliche Auffassung 
des Verfassers wieder. 
 
 
 
 
 
 

THEMEN  
Von Koizumi lernen 
 
Es gibt sie noch, die charismati-
schen Politiker, die bereit und in 
der Lage sind, mit Überzeu-
gungskraft und Führungsstärke 
ihr Volk von notwendigen Opfern 
zu überzeugen: Junichiro Koizu-
mi, der japanische Premierminis-
ter, gehört dazu. Nach einem 
hochdramatischen Wahlkampf er-
rang er am 11. September 2005 
einen überwältigenden Wahlsieg. 
 
Wenige Tage später, am 14. Sep-
tember 2005, erörterten Mitglie-
der und Freunde der pmg diesen 
Erfolg im Japanisch-Deutschen 
Zentrum Berlin. Angelika Viets, 
Diplomatin und Generalsekretärin 
des Zentrums sprach über "Ja-
pans Weg aus der Krise: Tokio 
nach, Berlin vor der Entschei-
dung." 
 
Deutschlands Wähler haben sich 
zwischenzeitlich einem klaren Vo-
tum verweigert. Deshalb gewinnt 
im Rückblick der Vergleich mit 
Japan besondere Relevanz. 
Weshalb entschieden sich die 
Japaner klar und eindeutig für die 
kalte Dusche gesellschaftlicher 
und ökonomischer Modernisie-
rung unter dem Motto: "Stoppt die 
Reform nicht!"? Und weshalb ba-
det Deutschland weiter lau? 
 
Zunächst die Fakten: Koizumis 
Entscheidung für vorgezogene 
Neuwahlen erwies sich nicht als 
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der erwartete politische Selbst-
mord. Ganz im Gegenteil: Zu-
sammen mit seinem kleineren 
Koalitionspartner kontrolliert seine 
Partei nun zwei Drittel des japani-
schen Unterhauses und kann den 
harten Konsolidierungs- und Mo-
dernisierungskurs der zweitgröß-
ten Volkswirtschaft der Welt ge-
stärkt fortsetzen. 
 
Einziges Thema das japanischen 
Wahlkampfes war die Postreform. 
Außen- und Sicherheitspolitik 
spielten keine erkennbare Rolle. 
Doch hinter dem technischen 
Begriff "Postreform" verbarg sich 
der entscheidende Hebel zur 
Transformation der japanischen 
Gesellschaft, dessen Nutzung 
Koizumi bis zum Sommer 2005 
auch von Abgeordneten der eige-
nen Partei verwehrt worden war. 
 
Japans Post gehört die größte 
Bank der Welt. Zuständig für die 
Auszahlung der Pensionen ist ih-
re aufgeblähte, schwerfällige Bü-
rokratie mit 380.000 Mitarbeitern 
das Symbol für die über Jahr-
zehnte hinweg verfilzte Pfrün-
denwirtschaft der japanischen 
Parteipolitiker. Wer den japani-
schen Bankensektor sanieren 
und Japans politische und öko-
nomische Kultur den Herausfor-
derungen des 21. Jahrhunderts 
anpassen will, musste hier anset-
zen. 
 
Und Japan hat dies verstanden: 
Nach der katastrophalen Wirt-
schaftskrise der Jahre 1990/1991, 
die 15 Jahre des ökonomischen 
Niedergangs einleitete, erkennen 
die Menschen jetzt die unabweis-
bare Notwendigkeit, die gesell-
schaftliche und ökonomische 
Verödung ihres Landes mit harten 
Schnitten zu beenden.  
 
Nach einer tiefgreifenden gesell-
schaftlichen Veränderung des 
Landes, die mit der zunehmen-
den Individualisierung der Gesell-
schaft verbunden war, erfolgt 
heute in erster Linie unter 
Zweckmäßigkeitsgesichtspunkten 
eine Rückbesinnung auf Sekun-
därtugenden. Ohne sie ist der 
Wettbewerb der asiatischen 
Mächte des 21. Jahrhunderts 
nicht mehr zu bestehen: Fleiß, 
Mut und Tüchtigkeit sind nicht 
mehr überhöhte Samurai-Ideale, 

sondern Voraussetzung des  
Überlebenskampfes um immer 
knappere Ressourcen und enge-
re Weltmärkte.  
 
Wenn wir Koizumis Wahlergebnis 
mit den Resultaten des deut-
schen Wahlkampfs vergleichen, 
dann wird in Umrissen erkennbar, 
weshalb sich Deutschlands Wäh-
ler nicht für einen klaren Reform-
kurs entschieden haben. Erstens: 
Es gab keinen deutschen Koizu-
mi, keine Persönlichkeit, die die 
radikale Modernisierung des Lan-
des mit patriotischer Überzeu-
gungskraft verband. Zweitens: 
Den Deutschen geht es, anders 
als den Japanern, immer noch zu 
gut. Das klingt wie Stammtischge-
rede, hat aber einen empirischen 
Kern. Japans Wirtschaftskrise 
begann bereits 1990/1991, wäh-
rend das ökonomische Strohfeuer 
der Einheit noch bis ins zweite 
Drittel der 90er Jahre in Deutsch-
land behagliche Wohlstandsillusi-
onen wärmte. Richtig kalt wird es 
hier also erst in zwei bis drei Jah-
ren. Drittens: Es gibt eben doch 
eine außen- und sicherheitspoliti-
sche Komponente. Japan spürt 
die wachsende politische, öko-
nomische und militärische Kraft 
Chinas viel stärker als Deutsch-
land die Aufholjagd seiner östli-
chen Nachbarn. Modernisierung 
wird für Japan im 21. Jahrhundert 
ebenso zur Überlebensfrage wie 
im Zeitalter des Imperialismus. 
 
Am 14. September 2005 verlie-
ßen Freunde und Mitglieder der 
pmg das Japanisch-Deutsche 
Zentrum Berlin mit gemischten 
Gefühlen: Sorge, Hoffnung, Zu-
versicht. Der Wahlabend am 18. 
September richtete dann den 
Blick auf die deutsche Realität. 
Manche Hoffnung blieb unerfüllt, 
die Sorge ist nicht gewichen, 
doch die Zuversicht sollten wir 
nicht verlieren. Koizumi hat den 
Japanern die Alternative über-
zeugend deutlich gemacht: Ver-
krustung und Niedergang oder 
schmerzhafter Wandel zum Bes-
seren. Warum sollten Deutsch-
lands Politiker/Innen nicht von 
Koizumi lernen? 
___________________________ 

atlanticus 
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